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Liebe Mandantin, lieber Mandant, 

 

auch in den letzten Monaten hat sich rund um Steuern, Recht und Betriebswirtschaft einiges getan. Über die 

aus unserer Sicht wichtigsten Neuregelungen und Entscheidungen möchten wir Sie mit Ihren Mandantenin-

formationen gerne auf dem Laufenden halten. Zögern Sie nicht, uns auf einzelne Punkte anzusprechen, wir 

beraten Sie gerne! 

Mit steuerlichen Grüßen 
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1. Schwarzarbeit: Alle Vereinbarungen sind nichtig 

Soll ohne Rechnung Geld fließen, ist ein solcher Vertrag nichtig. Das gilt auch dann, wenn die 

Parteien erst nachträglich die Schwarzarbeit vereinbaren. Die Folge: Es bestehen weder Ge-

währleistungs- noch Rückzahlungsansprüche. 

Hintergrund 

Der Kläger ließ neuen Teppich verlegen. Für diese Arbeiten war ursprünglich ein Werklohn von 16.164 

EUR vereinbart worden. Später einigte man sich darauf, dass der Unternehmer nur über 8.619 EUR 

eine Rechnung stellt. Weitere 6.400 EUR sollten in bar und ohne Rechnung gezahlt werden. 

Wegen Mängeln trat der Kläger von dem Vertrag zurück und verlangte die Rückzahlung des komplet-

ten Werklohns. 

Entscheidung 

 

Der Bundesgerichtshof kennt bei Schwarzarbeit keine Gnade. Deshalb entschied er auch in diesem 

Fall, dass der Vertrag wegen Verstoßes gegen das Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz nichtig ist. Der 

Kläger kann als Auftraggeber keinerlei Rückzahlung verlangen. 
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Ein Werkvertrag ist ohne Wenn und Aber nichtig, wenn die Parteien bewusst gegen das Schwarzar-

beitsbekämpfungsgesetz verstoßen, indem sie vereinbaren, dass für eine Barzahlung keine Rechnung 

gestellt und keine Umsatzsteuer gezahlt werden soll. Als Folge der Nichtigkeit bestehen weder Män-

gelansprüche noch Rückzahlungsansprüche noch Zahlungsansprüche. 

Diese Grundsätze gelten auch, wenn ein zunächst ordnungsgemäßer Vertrag nachträglich so abgeän-

dert wird, dass er nunmehr gegen das Schwarzarbeitsverbot verstößt. 

 

2. Gewerbetreibende und Selbstständige: Wann darf die Steuererklärung doch auf Papier abgege-

ben werden? 

Gewerbetreibende und Selbstständige sind grundsätzlich verpflichtet, die Einkommensteuerer-

klärung in elektronischer Form an das Finanzamt zu schicken. Eine Ausnahme kann es jedoch 

für Kleinstbetriebe geben. 

Hintergrund 

Der Kläger war als Zeitungszusteller selbstständig tätig und erzielte mit dieser Tätigkeit nur geringe 

Gewinne von 2.800 EUR bzw. 2.900 EUR. Die Einnahmen lagen bei 5.700 EUR bzw. 5.100 EUR. Da-

neben hatte er Kapitaleinkünfte aus einem Vermögen von 200.000 EUR bis 250.000 EUR. Dazu ka-

men noch minimale Einnahmen aus einer selbstständigen Steuerberatertätigkeit. Diese hatte das Fi-

nanzamt jedoch als steuerlich irrelevante Liebhaberei eingestuft. 

Die Einkommensteuererklärung für das Jahr 2014 gab der Kläger auf Papier ab. Diese wies das Fi-

nanzamt unter Hinweis auf die bestehende Pflicht zur elektronischen Abgabe zurück. Daraufhin bean-

tragte der Kläger die Papierabgabe im Wege der Härtefallregelung, da er weder über entsprechende 

Hardware noch über einen Internetanschluss verfügte und eine Nachrüstung der IT-Technik bei ihm 

erhebliche Kosten verursachen würde. Der Härtefallantrag wurde vom Finanzamt abgelehnt. 

 

Entscheidung 

Das Finanzgericht gab dem Kläger recht und entschied, dass er von der Pflicht zur elektronischen Ab-

gabe der Einkommensteuererklärung befreit wird. 

Nach der gesetzlichen Härtefallregelung muss einem Antrag auf Papierübermittlung entsprochen wer-

den, wenn die Steuergesetze einen Verzicht auf die elektronische Übermittlung zur Vermeidung unbil-

liger Härten anordnen und eine elektronische Erklärungsabgabe für den Steuerpflichtigen wirtschaftlich 

oder persönlich unzumutbar ist. Ob eine solche wirtschaftliche Unzumutbarkeit vorliegt, muss sich da-

nach richten, ob die Kosten für die Anschaffung und die Wartung der IT-Technik in einer wirtschaftlich 

sinnvollen Relation zu dem Betrieb stehen. Die wirtschaftliche Zumutbarkeit muss an den Verhältnis-

sen des Betriebs gemessen werden. Das Kapitalvermögen, das außerbetrieblich war, darf hier keine 

Rolle spielen. 

Da es sich vorliegend um einen Kleinstbetrieb handelte, ist dem Kläger die Papierabgabe angesichts 

der geringen jährlichen Einnahmen wegen wirtschaftlicher Unzumutbarkeit zu gestatten. 

 

3. Elektronische Kontoauszüge: So müssen sie aufbewahrt und archiviert werden 

Immer mehr Banken übermitteln Kontoauszüge in digitaler Form an ihre Kunden. Welche Re-

geln es rund um diese elektronischen Kontoauszüge hinsichtlich Aufbewahrung und Archivie-

rung zu beachten gilt, können Sie einem neuen Schreiben des Bayerischen Landesamts für 

Steuern entnehmen. 

Internes Kontrollsystem erforderlich 

Elektronische Kontoauszüge werden wie elektronische Rechnungen grundsätzlich steuerlich aner-

kannt. Allerdings muss der Steuerpflichtige den elektronischen Kontoauszug bei Eingang auf seine 

Richtigkeit überprüfen und diese Prüfung dokumentieren und protokollieren. 
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Beachten Sie die Aufbewahrungspflicht 

Wird Ihnen der Kontoauszug elektronisch übermittelt, muss er auch in dieser Form aufbewahrt werden. 

Die alleinige Aufbewahrung eines Ausdrucks auf Papier genügt also nicht. 

Welches System Sie für die Aufbewahrung verwenden, ist grundsätzlich egal. Wichtig ist nur, dass die 

zum Einsatz kommenden DV- oder Archivsysteme den Anforderungen der Abgabenordnung, den 

Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung und den Grundsätzen zur ordnungsmäßigen Führung 

und Aufbewahrung von Büchern, Aufzeichnungen und Unterlagen in elektronischer Form sowie zum 

Datenzugriff entsprechen. Das bedeutet insbesondere, dass die Unterlagen vollständig, richtig und un-

veränderbar sein müssen. 

Für die Dauer der Aufbewahrungspflicht müssen die Daten darüber hinaus gespeichert, gegen Verlust 

gesichert, maschinell auswertbar vorgehalten und bei einer Außenprüfung zur Verfügung gestellt wer-

den. 

Diese Grundsätze sind auch bei einer Gewinnermittlung nach der Einnahmen-Überschuss-Rechnung 

zu beachten. 

 

4. Scheinrechnungen: Gezahlte Umsatzsteuer kann nicht zurück verlangt werden 

Begleicht ein Steuerpflichtiger Rechnungen für Leistungen, die er nicht erbracht hat, kann er 

die gezahlte Umsatzsteuer nicht zurückverlangen, und zwar weder vom Rechnungssteller noch 

vom Betriebsstätten-Finanzamt. 

Hintergrund 

Die Klägerin ist eine GmbH. Sie arbeitete mit der Firma HC zusammen und machte aus den Rechnun-

gen der HC den Vorsteuerabzug geltend. Später stellte sich jedoch heraus, dass der angebliche Ange-

stellte der Firma HC tatsächlich bei der GmbH angestellt war. Deshalb änderte die HC die Rechnun-

gen mit gesondert ausgewiesener Umsatzsteuer und machte gegenüber dem Finanzamt Berichti-

gungsansprüche geltend. Diese Ansprüche i. H. v. rund 98.000 EUR trat sie an die GmbH ab. Die 

GmbH machte weitere Forderungen gegen die Inhaberin des Unternehmens HC geltend und begehrte 

schließlich vom Finanzamt die Erstattung der entsprechenden Beträge. 

 

Entscheidung 

Das Finanzgericht wies die Klage ab. Die Klägerin hat keinen Anspruch auf Erstattung der Umsatz-

steuer vom Finanzamt. 

Im Streitfall war seitens der Firma HC keine Leistung erbracht worden. Ein Leistungsempfänger, dem 

keine Leistungen erbracht werden, hat jedoch im Regelfall keinen Anlass, die ihm in Rechnung gestell-

te Umsatzsteuer zu begleichen. Da die Leistungen nicht von der Rechnungsausstellerin HC erbracht 

worden sind, lag es auf der Hand, dass hierfür ein Vorsteuerabzug nicht möglich ist. Außerdem kommt 

ein Vorsteuerabzug aus Scheinrechnungen im Billigkeitswege jedenfalls dann nicht in Betracht, wenn 

der Rechnungsempfänger die Zahlungsunfähigkeit des Rechnungsausstellers nicht ausreichend belegt 

hat. 

 

5. Fortbildungskosten des Arbeitnehmers: Übernahme durch Arbeitgeber führt nicht zu Arbeits-

lohn 

Übernimmt der Arbeitgeber Kosten für die Weiterbildung seiner Arbeitnehmer, führt das nicht 

zu steuerpflichtigem Arbeitslohn. 

Hintergrund 

Der Kläger, der ein Unternehmen für Schwer- und Spezialtransporte, betreibt, übernahm für seine an-

gestellten Fahrer Kosten einer Weiterbildung. Dazu waren die Fahrer aufgrund gesetzlicher Regelung 

verpflichtet. Die Kostenübernahme durch den Arbeitgeber war durch tarifvertragliche Bestimmungen 

geregelt. Das Finanzamt wertete die Übernahme der Weiterbildungskosten als steuerpflichtigen Ar-
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beitslohn. Der Kläger argumentierte, dass die Kostenübernahme in seinem eigenbetrieblichen Interes-

se liegt und deshalb kein steuerpflichtiger Arbeitslohn vorliegt. 

 

Entscheidung 

Vor dem Finanzgericht hatte der Kläger mit seiner Klage Erfolg. Die Richter entschieden, dass die 

Übernahme der Fortbildungskosten keinen Arbeitslohn darstellt. Denn der Kläger hatte an der Weiter-

bildung ein ganz überwiegend eigenbetriebliches Interesse. Seine Fahrer konnten dadurch ihr Wissen 

über das verkehrsgerechte Verhalten in Gefahren- und Unfallsituationen, über das sichere Beladen der 

Fahrzeuge und über kraftstoffsparendes Fahren auffrischen und vertiefen. Die Weiterbildungen dienten 

also nicht nur der Verbesserung der Sicherheit im Straßenverkehr, sondern auch der Sicherstellung 

des reibungslosen Ablaufs und der Funktionsfähigkeit des Betriebs. Auch die tarifvertragliche Pflicht 

zur Kostenübernahme spricht für das eigenbetriebliche Interesse. 

 

6. Auch Vorauszahlungen können hinterzogen werden 

Auf hinterzogene Steuern werden Hinterziehungszinsen festgesetzt. Wurden allerdings Ein-

kommensteuer-Vorauszahlungen hinterzogen, stellt sich die Frage, ab welchem Zeitpunkt die 

Zinsen zu berechnen sind. 

Hintergrund 

Der Steuerpflichtige hatte über mehrere Jahrzehnte hohe ausländische Kapitalerträge nicht in seinen 

Einkommensteuererklärungen angegeben. Dies holte er mit einer Selbstanzeige nach. Das Finanzamt 

änderte daraufhin die Einkommensteuerfestsetzungen und setzte Hinterziehungszinsen fest. Deren 

Zinslauf berechnete es bereits ab den jeweiligen vierteljährlichen Vorauszahlungszeitpunkten. Dage-

gen richtete sich die Klage. 

 

Entscheidung 

Das Finanzgericht wies die Klage jedoch ab und folgte der Auffassung des Finanzamts. Die Begrün-

dung der Richter: Durch das Verschweigen der Kapitalerträge in den Einkommensteuererklärungen 

hatte der Steuerpflichtige die Vorauszahlungen hinterzogen, die bei korrekter Erklärung der Kapitaler-

träge sonst festgesetzt worden wären. Diesbezüglich handelte er vorsätzlich, denn durch seine selbst-

ständige Tätigkeit als Zahnarzt war ihm das System der Festsetzung von Einkommensteuer-

Vorauszahlungen bekannt. Die Zinsen sind nach den tatsächlich hinterzogenen Beträgen zu berech-

nen. Deshalb ist die Vorauszahlung als Bemessungsgrundlage anzusetzen, die sich aufgrund der zu 

diesem Zeitpunkt existierenden Jahresfestsetzung bei zutreffender Angabe der Kapitaleinkünfte erge-

ben hätte. 

 

7. Umsatzsteuer: Ist die Anmietung von Parkplätzen für Mitarbeiter steuerpflichtig? 

Überlässt der Arbeitgeber seinen Mitarbeitern verbilligt Parkplätze, stellt dies eine Leistung dar, 

die der Umsatzsteuer unterliegt. 

Hintergrund 

P hatte für ihre Mitarbeiter in einem benachbarten Parkhaus Parkplätze für jeweils 55 EUR im Monat 

angemietet. Die Mitarbeiter waren parkberechtigt, wenn sie sich an den Kosten mit 27 EUR monatlich 

beteiligten. Mit der Anmietung der Parkplätze bezweckte P einen ungestörten Betriebsablauf. Nach der 

Rückkehr von Auswärtsterminen hatten die Mitarbeiter regelmäßig Schwierigkeiten, einen Parkplatz zu 

finden. 

Die Mitarbeiterzahlungen unterwarf P nicht der Umsatzsteuer. Das Finanzamt war jedoch der Ansicht, 

P habe mit der Überlassung der Parkplätze eine entgeltliche sonstige Leistung erbracht. 

P argumentierte dagegen, dass der Vorgang bei Unentgeltlichkeit wegen des überwiegenden betriebli-

chen Interesses nicht steuerbar wäre. 
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Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof entschied jedoch, dass die verbilligte Parkraumüberlassung an die Angestellten 

steuerbar war. Entgeltliche Leistungen liegen auch dann vor, wenn sie verbilligt erbracht werden. 

P hat ihren Angestellten gegen Kostenbeteiligung und damit entgeltlich Parkraum überlassen. Uner-

heblich ist, dass P diese Leistungen überwiegend zu unternehmerischen Zwecken erbracht hat. 

Bei einer unentgeltlichen Leistung ist zu unterscheiden, ob sie unternehmensfremden Zwecken oder 

unternehmenseigenen Interessen dient. Nur im ersten Fall ist die Leistung steuerbar. Diese Differen-

zierung gilt jedoch für entgeltliche Leistungen nicht. Sie sind in beiden Fällen steuerbar. Bemessungs-

grundlage ist grundsätzlich das Entgelt, d. h. alles, was der Arbeitnehmer aufwendet, um die Leistung, 

hier die Parkraumbenutzung zu erhalten. 

Im Streitfall zahlten die Mitarbeiter mit 27 EUR im Monat rund die Hälfte der Ausgaben der P, sodass 

der Entgeltcharakter zu bejahen war. Anders könnte es gesehen werden, wenn lediglich ein symboli-

scher Betrag entrichtet wird. 


